
REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESKANZLERAMT 

GZ 920.196/1-II/A/6/90 

An 

A·1014 Wien, Ballhausplatz 2 

Tel. (0222) 86 15/0 
Fernschreib-Nr. 1370-900 

OVR: 0000019 

die Österreichische Präsiden �atts���lei 
die Parlamentsdirektion ,, �:>e"Lentwu ��AI den Rechnungshof 

13 R. "f.D die Volksanwa 1 tschaft zt.,"""''''''''''''" ........... _ .... -GE/19 'lJ 
den Verfassungsgerichtshof ,lf_l.l. 4.""i ,--den Verwaltungsgerichtshof Dälum","' ....... · ·  'p 
alle Bundesministerien \J_�_!I 
das Bundesministerium für Öf�tMIf1::.: :::"'====== ���;c:="verkehr, 

Sektion V - , 
alle Sektionen des Bundeskanzleramtes r' \]) {)A�1'1 
das Sekretariat von Frau Staatssekretär DOHNAL �I VVI /I: l 
die Generaldirektion der Österreichischen Bundesforste 
die Generaldirektion der Österreichischen Bundesbahnen 
die Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung 
alle Ämter der Landesregierungen 
die Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der Niederöster-

reichischen Landesregierung 
den Österreichischen Städtebund 
den österreichischen Gemeindebund 
die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
den Österreichischen Arbeiterkammertag 
die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 
den Österreichischen Landarbeiterkammertag 
den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag 
alle Rechtsanwaltskammern 
die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
den Verhandlungsausschuß der Gewerkschaften des öffentlichen 

Dienstes 
die Österreichische Rektorenkonferenz 
den Verein Österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 

Sachbearbeiter 
Karner 

Klappe 
2457 

Betrifft: Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979; 
Entwurf einer BDG-Novelle 1990; 
Begutachtungsverfahren 

Ihre GZ/vom 

Das Bundeskanzleramt übermittelt in der Anlage den Entwurf eines 

Bundesgesetzes, mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 ge-
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ärider t wir d sowie den Entwur f von Er läuter ungen hiezu und er sucht 

um Abgabe einer Stellungnahme bis 

7. Mär z 1990 

in zweifacher Ausfer tigung. Sollte bis zum angegebenen Ter min keine 

Stellungnahme einlangen, dar f eine Zustimmung zum vor liegenden Ent­

wur f angenommen wer den. 

Dem Pr äsidium des Nationalr ates wer den 25 Ausfer tigungen dieses 

Entwurfes über mittelt. Die begutachtenden Stellen wer den er sucht, 

25 Ausfer tigungen ihrer Stellungnahme dem Pr äsidium des National­

r ates zuzuleiten und das Bundeskanzler amt hievon in Kenntnis zu 

setzen. 

23. Jänner 1990 
Für den Bundesminister für 

Gesundheit und öffentlicher Dienst: 
JABLONER 
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E n t w u r f 

Bundesgesetz vom ....... 1990 , mit dem das 

Beamten-Dienstr echtsgesetz 1979 geändert wird 

(BDG-Novelle 1990 ) 

Der Nationalr at hat beschlossen: 

Artikel I 

Das BDG 1979, BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. Nr. 651/1989, wird wie fOlgt geändert: 

1. § 75 Abs. 3 bis 5 lautet: 

" (3) Sind für die Gewährung eines Kar enzurlaubes andere als 

private Inter essen des Beamten maßgebend und liegen 

berücksichtigungswür dige Gründe vor, so kann die zuständige 

Zentralstelle mit Zustimmung des Bundeskanzler s und des 

Bundesministers für Finanzen verfügen, daß die gemäß Abs. 2 mit der 

Gewährung des Karenzur laubes verbundenen Folgen nicht oder nicht im 

vollen Umfang eintr eten. 

(4) Die Gewährung eines Karenzurlaubes, der länger als fünf 

Jahr e dauer n soll oder der gemeinsam mit früheren in einem 

Bundesdienstver hältnis zurückgelegten Karenzurlauben eine 

Gesamtdauer von fünf Jahr en übersteigt, bedar f der Zustimmung des 

Bundeskanzler s und des Bundesministers für Finanzen. Karenzurlaube 

gemäß Abs. 5 sind auf die Gesamtdauer nicht anzurechnen. 

(5) In den Fällen des Abs . .  4 ist eine solche Zustimmung nicht 

er forder lich, wenn der Karenzurlaub zur Betreuung 

1. eines eigenen Kindes oder 

2. eines Wahl- oder Pflegekindes oder 

3. eines sonstigen Kindes, das dem Haushalt des Beamten 

angehört und für dessen Unter halt über wiegend er und (oder ) 

dessen Ehegatte aufkommt, 

4394/E 
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bis längstens zum Beginn der Schulpflicht des betreffenden Kindes 

gewährt werden soll. " 

2. Dem § 87 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

"(7) Die Aufhebung und Abänderung gemäß § 13 Abs. 1 DVG und 

gemäß § 68 Abs. 2 AVG 1950 von Bescheiden der 

Leistung�feststellungskommission obliegt abweichend vom § 13. Abs. 2 
DVG der Leistungsfeststellungskommission, die den Bescheid erlassen 

hat. " 

3. § 93 lAbs. 1 lautet: 

" (1) Da� Maß für die Höhe der Strafe ist die Schwere der 

Dienstpflich�verletzung. Dabei ist jedOCh darauf ,Rücksicht zu 

nehmen, daß die beabsichtigte Strafhöhe geeignet ist, das Vertrauen 

der Allgemeinheit in die sachliche Wahrnehmung der dienstlichen 

Aufgaben des Beamten wiederherzustellen, den Beamten von der 

Begehung wei erer Dienstpflichtverletzungen abzuhalten und eine 

gesetzmäßige Vollziehung zu gewährleisten. Die nach dem 

Strafgesetzb ch für die Strafbemessung maßgebenden Gründe sind dem 

Sinne nach z berücksichtigen; weiters ist auf die persönlichen 

Verhältnisse und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Beamten 

Bedacht zu nehmen. " 

4. Dem 93 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

"(3) Di Disziplinarkommission kann im Spruch des 

Disziplinare kenntnisses, mit dem eine Diszip1inarstrafe verhängt 

wird, Maßnah en hinsichtlich der dienstlichen Verwendung des 

Beamten anre en und aussprechen, daß eine Versetzung nach § 38 und 

(oder) eine Verwendungsänderung nach § 40 durch Weisung innerhalb 

einer Frist von sechs Monaten verfügt werden kann, wobei die 
I 

Bestimmungen!des § 38 Abs. 2 bis 5 und des § 40 Abs. 2 nicht 
I 

anzuwenden s} nd. " 

5. § 95:Abs. 1 lautet: 

" (1) Wutde der Beamte wegen einer gerichtlich oder 

verwaltungsbehördlich strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt 

und erschöpft sich die Dienstpflichtverletzung in der 

4394/E 

I . : 
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Verwirklichung des strafbaren Tatbestandes, so ist von der 
Verfolgung abzusehen, wenn anzunehmen ist, daß die Verhängung einer 
Disziplinarstrafe nicht erforderlich ist" um das Vertrauen der 
Allgemeinheit in die sachliche Wahrnehmung der dienstlichen 
Aufgaben des Beamten wiederherzustellen, den Beamten von der 
Begehung weiterer Dienstpflichtverletzungen abzuhalten und eine 
gesetzmäßige Vollziehung zu gewährleisten. " 

6� § 95 Abs. 3 lautet: 
"(3) Wird von der V.J!rfolgung nicht abgesehen, dann ist, wenn 

sich eine strafgerichtliche oder verwaltungsbehördlich� 
verurteilung auf denselben Sachverhalt bezieht, eine Strafe nur 
auszusprechen, wenn und soweit dies erforderlich ist, um das 
Vertrauen der Allgemeinheit in die sachliche Wahrnehmung der 
dienstlichen Aufgaben des Beamten wiederherzustel.len, den Beamten 
von der Begehung weiterer Dienstpflichtverletzungen abzuhalten und 
eine gesetzmäßige Vollzi�hung zu gewährleisten. " 

7. § 102 Abs. 1 lautet: 
"(1) Der Senat hat mit Stimmenmehrheit zu entscheiden. Die 

Disziplinarstrafe der Entlassung darf im Verfahren vor der 
Disziplinarkommission nur einstimmig verhängt werden. Eine 
Stimmenthaltung ist unzulässig. Der Vorsitzende hat seine Stimme 
zuletzt abzugeben. " 

8. § 1 60 Abs. 1 und 2 lautet: 
" ( 1) Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung kann 

Hochschullehrern für Forschungs- bzw. Lehrzwecke (für Zwecke der 
Erschließung der Künste), die in ihren wissenschaftlichen 
(künstlerischen) Aufgaben begründet sind, eine Freistellung von den 
ihre Anwesenheit an der Universitäts(Hochschul)einrichtung 
erfordernden Dienstpflichten gewähren. Die Gewährung der 
Freistellung bis zum Höchstausmaß von zwei Wochen obliegt namens 
des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung dem als 
nachgeordnete Dienstbehörde in Betracht kommenden Organ der 
Universität (Hochschule). 

4394 /E 
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(2) Wir� eine solche Freistellung gewährt, so ist sinngemäß 
nach 

1. § 74 (Sonderurlaub) oder 
2. § 75 :(Karenzurlaub) 

vorzugehen. Im Fall der Z 1 bedarf eine sechs Monate und im Fall 
der Z 2 eine ein Jahr überschreitende Freistellung der Zustimmung 
des Bundeskanzlers und des Bundesministers für Finanzen. Die Zeit 
der Freistellung nach Z 2 ist für die Vorrückung und den Ruhegenuß 
zu berücksichtigen." 

9. Im §230 Abs. 2 werden in der linken Spalte der Tabelle 
nach den Wortien "in der verwendun�sgruppe PT 2" die Worte "(ohne 
Hochschulbildung) " eingefügt. 

10. § 238 lautet: 

"Disziplinarrecht 

§ 238. Auf Dienstpflichtverletzungen, die vor dem 1. Juli 1990 
begangen worden sind, sind die disziplinarrechtlichen Bestimmungen 
in der bis zum 30. Juni 1990 geltenden Fassung anzuwenden." 

11. In �er Anlage 1 Z 6.5 lit. b wird die Zitierung 
"SChiffahrts�oliZeigesetz, BGB1. Nr. 91/1971, " durch die Zitierung 
"SChiffahrts.esetz 1990, BGBl. Nr. 87/1989, " ersetzt. 

I 
12. In �er Anlage 1 Z 24.8 Abs. 2 lit. b wird die zitierung 

"Z 3 Abs. 2 �it. b" durch die Zitierung "Z 24.7 Abs. 2 lit. b "  

ersetzt. 

Artikel 11 

Es tretßn in Kraft: 

l. Art. I Z 9.und 11 mit l. Jänner 1990, 

2. Art. I Z 1 bis 8 und 10 mit l. Juli 1990 und 

3. Art. I Z 12 mit l. Jänner 1992. 

4394/E 
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VORBLATT 

Pr oblem: 

Ziel: 

a) Kar enzurlaube von mehr als dr ei Monaten (ausgenommen 

Anschlußkar enzur laube) dür fen nur mit Zustimmung des 

Bundeskanzler s und des Bundesminister s für Finanzen gewähr t 

wer den. Diese Mitwir kung verur sacht einen bedeutenden 

Ver waltungsaufwand und schafft auch häufig zeitprobleme. 

Dem steht ein relativ ger inger Koor dinierungseffekt 

gegenüber , da zumeist ohnehin zugestimmt wird. 

b) Öffentliche Kr itik einer mangelnden Wir ksamkeit der 

disziplinär en Ahndung von Dienstpflichtverletzungen. 

a) Abbau vermeidbaren Verwaltungsaufwandes pur ch Beschränkung 

der Zustimmungsbefugnis auf gr avier ende Fälle. 

b) Effizienter e Gestaltung des Disziplinar r echtes. 

Inhalt: 

a) Zustimmung nur mehr für die Gewähr ung von Kar enzurlauben, 

soweit sie bei einem Beamten insgesamt fünf Jahre 

über steigen. Unlimitier te Fr eigabe von Kar enzur lauben zur 

Betreuung eines noch nicht sChulpflichtigen Kindes. 

Anrechnungen von Karenzurlauben für die Vor r ückung oder für 

den Ruhegenuß bleiben hingegen weiterhin voll 

zustimmungspflichtig. 
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b) - Verst�rkte MHglichkeit der Verhängung von 
I 

Diisziplinarstrafen nach gerichtlichen oder 

v�rwaltungsbehHrdlichen Bestrafungen� 
I 

Eqtfall des Einstimmigkeitserfordernisses für die 

E�tlasSUng im Verfahren vor der 
I 

D�sziplinaroberkommission, 

v9rÜbergehende Aufhebung des Versetzungsschutzes durch 

d� e DisziplinarbehHrden. 

Alternativen� Keine. 

Kosten: 

I 

Dieser �ntwurf erfordert keine Mehrkosten. Durch die Senkung 

der zah� der Mitwirkungsfälle bei der Gewährung von 
I 

Karenzu� lauben wird eine Verwaltungsvereinfachung und damit 

eine Ko tenersparnis eintreten� 
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E r 1 ä u t e r u n g e n 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes wird bemerkt: 

Zu Art. I Z 1 (§ 75 Abs. 3 bis 5): 
Karenzurlaube von mehr als drei Monaten (ausgenommen 

Anschlußkarenzurlaube zur Kinderpflege) dürfen nur mit Zustimmung 

des Bunde�kanzlers und des Bundesministers für Finanzen gewährt 

werden. Die Erfahrung hat gezeigt, daß diese Mitwirkung einen 

bedeutenden Verwaltungsaufwand verursacht und zu Zeitproblemen 

fUhrt. Der Koordinierungseffekt ist hingegen gering, da zumeist 

ohnehin zugestimmt wird. 

Soweit solche Urlaube nicht für die Vorrückung in höhere 

Bezüge oder für die Bemessung des Ruhegenusses angerechnet werden 

sollen, wird daher aus Gründen der Verwaltungsökonomie die 

Mitbefassung der beiden Ressorts weitgehend beseitigt. 

Karenzurlaube zur Pflege eines noch nicht sChulpflichtigen Kindes 

werden ohne Obergrenze von der Mitwirkungsbefugnis ausgenommen, die .... 
überigen Karenzurlaube bis zu einer Obegrenze von insgesamt fünf 

Jahren. 

Zu Art. I Z 2 (§ 87 Abs. 7): 
Nach § 13 Abs. 2 DVG obliegen die Aufhebung und die Abänderung 

von Bescheiden gemäß § 13 Abs. 1 DVG und gemäß § 68 Abs. 2 AVG 1950 
der obersten'Dienstbehörde des Beamten. 

Die ausdrückliche Weisungsfreistellung der 

Leistungsfeststellungskommission dürch eine Verfassungsbestimmung 

legt den Schluß nahe, daß eine Einschaltung des zuständigen 

Bundesministers auch in der Form ausgeschlossen sein soll, daß 

dieser in den angeführten Fällen Bescheide der 

Leistungsfeststellungskommission aufhebt oder abändert. Diese 

Befugnis wird daher der Leistungsfeststellungskommission 

übertragen, die den Bescheid erlassen hat. 
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Zu Art. 11 Z 3. 5 und 6 (S 93 Abs. 1 und S 95 Abs. 1 \Jnd 3)'; 
Nach deq biSherigen Bestimmungen war die Disziplinarstrafe 

vorwiegend nach spezialpräventiven Gesichtspunkten zu bemessen. 
Dies führte vor allem beim Zusammentreffen gerichtlich strafbarer 
Handlungen mit Dienstpflichtverletzungen zu de� Ergebnis, daß -
insbesondere bei den Amtsdelikten nach den §§ 302 ff StGB - die 
Verhängung e�ner zusätzlichen Disziplinarstrafe nach § 95 Abs. 1 
oder Abs. 3 neben der vom Strafgericht verhängten nur dann zulässig 
gewesen wäre� wenn spezialpräventive Gründe dies erfordert hätten, 
da auf die BJamteneigenschaft des Täters schon vom Strafgericht 
Bedacht geno�en wurde. 

Diese Rechtslage, die eine Besserstellung des vom Strafgericht 
verurteilten Beamten im nachfolgenden Disziplinarverfahren 
gegenüber dem ausschließlich disziplinär straffällig gewordenen 
bedeutet hat� wurde zwar durch die Rechtsprechung des 
verwaltungsg$richtshofes dahingehend korrigiert, daß einers�its bei 
besonders sc�werwiegenden verfehlungen infolge der damit 

. 

verbundenen Verl�tzung dienstlicher Interessen die untragbarkeit 
des Beamten tür den öffentlichen Dienst angenommen werden kann, 
andererseits neben spezialpräventiven Gesichtspunkten bei der 
Strafbemessung auch generalpräventiven Überlegungen Rechnung zu 
tragen ist. ine gesetzliche Grundlage für die Einbeziehung der mit 
der Dienstpf ichtverletzung verbundenen Vertrauensschädigung bzw. 
Beeinträchti ung dienstlicher Interessen (gesetzmäßige Vollziehung 
in der gesam en Verwaltung) fehlte bislang. 

I 

Zu Art.!1 Z 4 (S 93 Abs. 3): 
SChwerwiegende Dienstpflichtverletzungen haben zumeist zur 

Folge, daß der schuldtragende Beamte an seiner bisherigen 
Dienststellet"bzw • . .  in seiner bisherigen dienstlichen Verwendung , 

untragbar wi d. Demzufolge wurde schon bisher fallweise gegen 

straffällig ewordene Beamte mit einer - allerdings bescheidmäßig 

verfüt,ten - Versetzung od'er Verwendungs änderung vorgegangen. / 
Infol(�e der �iebei zu berücksichtigenden Schutzbestimmungen zeigte 

sich lies alS wenig wirkungsvoll. 
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Diesen umständen soll nunmehr dadurch Rechnung getragen 

werden, daß die Disziplinarkommission im Spruch ihrer Entscheidung 

Anregungen hinsichtlich der weiteren dienstlichen Verwendung des 

Beamten geben und auch aussprechen kann, daß die Dienstbehörde 

mittels Weisung eine Versetzung oder (und) eine Verwendungs änderung 

verfügen kann. Hiebei sollen die bei bescheidmäßiger Verfügung 

derartiger Maßnahmen einzuhaltenden Besti mmungen keine Anwendung 

finden. Dies ist aber nur für einen bestimmten Zeitraum vorgesehen, 

nach dessen Ablauf der Beamte wieder in den Genuß der einschlägigen 

SChutzbestimmungen kommen würde. 

Zu Art. I Z 7 (§ 102 Abs. 1); 
Durch den aufgehobenen Satz wurde für den Ausspruch der 

Disziplinarstrafe der Entlassung Einstimmigkeit in allen Instanzen 

verlangt. Diese Regelung soll im Rechtsmittelverfahren zugunsten 

des Generalprinzips der Mehrstimmigkeit beseitigt werden, um zu 

vermeiden, daß durch die Stimme eines einzelnen Senatsmitgriedes 

die oft aus dienstlichen Interessen notwendige Entfernung eines 

untragbar gewordenen Beamten. verhindert wird. 

Zu Art. I Z 8 (§ 160 Abs. 1 und 2); 
Freistellungen von Hochschullehrern, bei denen sinngemäß nach 

§ 75 vorzugehen ist, bedürfen, wenn sie länger als sechs Monate 

dauern sollen, der Zustimmung des Bundeskanzlers und des 

Bundesministers für Finanzen. Aus Gründen der 

Verwaltungsvereinfachung entfällt nun die Mitwirkung der beiden 

Ressorts, wenn eine solche Freistellung zwai länger als sechs 

Monate, aber nicht länger al� ein Jahr dauern soll. 

Zu Art. I Z 9 (§ 230); 
Hier wird lediglich ein Klammerausdruck eingefügt, der in der 

BDG-Novelle 1989 irrtümlich weggelassen worden ist. 

Zu Art . .  1 Z 10 (§ 238); 
Entsprechend dem Grundsatz, daß strafrechtliche Vorschriften 

nicht zurückwirken sollen, ist in diesem Artikel ausdrücklich 

normiert, daß die disziplinarrechtlichen Neuregelungen dieser 
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Novelle nur uf Dlenstpflichtverletzungen angewendet werden sollen, 
die nach dem lInkrafttreten begangen worden sind. 

Zu Art. I Z 11 (Anlage 1 Z 6.5 litt b): 
An die Stelle des Schiffahrtspolizeigesetzes, BGBl. 

Nr. 91/1971, ist mit 1. Jänner 1990 das SChiffahrtsgesetz 1990, 
BGBl. Nr. 8711989, gefreten. Dies erfordert eine 
Zitierungsan�assung. 

I 
I 

Zu Art. 11; 
Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten der einzelnen 

Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. 

T e z t 9 e ge n Übe r s t e l 1 u n 9 

In die achfolgende TeztgegenÜberstellung werden 
Neuregelunge I denen kein bisheriger Text gegenÜbersteht oder die 

ausschließliCh in einer Zitierungsanpassung bestehen, nicht 
aufgenommen. 

neu 

LZL. • •• 

Dar ... uelaabea alldae. all 

pd .... Iatac_ ... .. II1II: ...... beDd , 1Ia4 1189" 

.. IIkIIIa:Lob,l..-. ... d1,. GriIIIla yor .0 lcUa 4i. nltl1l41q. 

""nu .. n • .a.t &ut� 4M 
...... aiac.n me 1'1..- ft�, • daß 41. qemia AIII. Z mit 4.r 

GaIfIIRu4 .... ZIIe_elaabea ftl Folg.a dcbt 04er dcht 1m 
..,U .. _ .... aiatlataa. 

(4) Dia � ebaa 

.Jure .... 1. IOU o4eI du _iaa 
�l"""III1."". 1UIkI .... 189' ll:ar_rlallbea .iu 
... ..-.- ..,. fGat "...... IIMn'e ,t. IMder' lier &ut� 4e • 
......... 18n _ 'u ......... ai. n file fte_ •• ZIIraanrl.uba 

98iIU Alle. • .illd ... Üe ... .-cl. r debil IlIINrllOllllaa. 

(s) t . ... '111. -,. Alle . 4 1 t .iae _lebe IU'lIi..uat aicht 

• 04er 
3. eiaaa ._Ci, .. 1111das . ... ... Heuabalt 4e ••••• t •• 

..... rt uIId mr 4_ Get
, 

rbelt Ubervl8gea4 .r ua4 (od.r) 

--- IHI." •• ae�. 1_ 
bi. 1 .... 11... ... Bellaa dar SCbul'fllCht 4.. betr.ee."ea Kl .... 

..,Iut ... r4aIl IOU.. " ' 

alt 

1..Z1.. • • •  

·(3) Sill4 fi1l: 41. G .. ihnnq .iD" lI:u.lU:Uelaube!l sll4er:. als 

pei.st. ZDt.e •••• D Iie. .. .. teD maBg.beDd ua4 lieg.D 

berückalcbtiqua;swUr4ig. GrUII4 •• or. 80 kaDA 4i. austlll4ig • 
ZeDtralst.U • .,.efUq.". 4aß 41. gemia Ab., Z mit lier GawihnDg d •• 
ll:aeaaaurlauba ••• rbua4aaen Folg.D Dicht od.r Dicht lm.olleD umfaDg 

eiDtr.teD. 

(4) Für 

Al. 4re1 NDD.'. 4.uen .011. lIa4 
Z • •  1De VerfUQUD9 9 .... Alle . 3 

i.t di. lua,� Iie. BuDdaakaDS1.r. lIa4 4e. 8ull4e .. 1D18t.r. fUr 

rieaaa ... rfor4erlich. 

(S) 111 r.u 4 •• All •• 4 I 1 ist: .1 •• lolche IU8l:1_, aicht: 

.rford.rlich. waaa 4.r ZIIr.aaurlaub fUe d' ••• trauUllg .iD.. ROCh 

dcbt .chulpflicbtig.n 

1 • •  'g_ nll4 •• od.r 

Z. Wabl� od.r Pfl.qekill4 •• 
4.. .. .. t.n gewihrt vird ua4 aicbt YOr Ablauf eiDe. Jahre. aach der 

Geburt 4 •• nll4.1 begiut • 
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Zu 'ct I Z,Ja 
LU.. (1) Das MaB tUr die Höh. d.r Straf. ist di. SCllwer. der 

Dianstpflichtverl.tzunq. Dahei ist jedoch darauf Rücksicht zu 
n.hmen,' daß di. heab.ichtigt. strafllölle g •• ign.t ist, da. Vertrau.n 
der Allgemeinheit in die sachliche Wahrnehmung der dien.tlich.n 
Aufgahen des aea.ten wiederherzustellen, den ae .. ten von d.r 
aeq.hung _11:erer Dien.tpflichtv.rl.tzunge" abzuhalte" und ei"e 
qe.etZIIIiBige Volldehung Zu g_illrl.isten. Di. nach dem 
Strafg.setzbuch für di. Str.fb ..... sung maBgebende" GrUnd. sind da. 
Siue nach zu berücksiC:htiCJea.; weiters ist auf die persönlichen 
Verhältni ... und die wirtschaftliche L.istungstähigk.i t des B ... ten 
Bedacht zu nehmen. 

Zu Act I z f lind 6: 
� (1) WUrde der ae .. te wag." ein.r gerichtlich od.r 

verwaltungsbehördlich strafbaren Handlung rechtSkräftig v.rurt.ilt 
und erSchÖpft sich di8 Dienstpflichtverletzung in der 
Verwirkl1chunq dae strafbaren Tatb.stande., so ist vo" d.r 
Verfolgung .bsu.ehen, _nn allZUJlehmen ist, daß die Verhiagung einer 
D1szipl1nar.trafe nicht erford.rlich ist, _ das Vertrauen der 
Allgemeinheit in die s.chliche wahrnehmung d.r dienstlich.n 
Aufgahen des S ... ten wiederh.rzustallen, dan.a.amtan von dar 
aagal1unq _itarar Oienstpflichtverlet:zungen abzubalten und eine 
ge.etzaäßige Vollziabung zu q_ihrlataten. 

(3)"Wird vo .. d.r Verfolvunq nicht ab;es.b.n, dann ist, _nn 
sieb ain. stratg.ricbtliche od.� v.rwaltungsb.hördliche 
V.rurt.ilunq auf d.ns.lhen Sachv.rhalt b.ziebt, ein. straf. nur 
auszusprech.n, w.nn Und soweit di •• erford.rlicll ist, _ das 
V.rtrauen der Allg .... inh.it in di. s.chlich. Wallrn.hmung d.r 
dienstlichen Aufgaben d.s a ... t ... wiederllerzustellen, de .. a.a.ten. 
von der Beg.hung _iterer Dienstpfllchtvarl.tzungan abzuhalten und 
.in. g.setzmiBig. Vollzi.hung zu g_ihrleist.n. 

Zu Art I Z ]. 
� (1) Der sanat hat .it Sti ..... naehrh.it zu entscbeiden. 

Di. Disziplinarseraf. der Entlassung darf i. V.rfahren vor d.r 
Disziplinarko...ussion nur einsti...ug verhängt _rden. Eine 
St�th.ltung ist UllZUlissig� 0.1' Vorsitz.nd. hat s.ine Sti_ 
zuletzt abzug.ben. 

Zu Art r Z Bt 
LJ..i.Q... (1) D.� Bund.s.ini,tu für Niss.nscllaft und Forschung 

kann HoChSChullehrern fUr,ForsChungs- �zw. L.hr.-ck. (fUr Zwecke 
d.r Erschließung d.r KIlnste) , die in ihre" wissenschaftlich.n 
(künstl.rischen) Aufgahen baqrUnd.t sind, .in. Fraistellung von den 
ihr. An .... nheit an der nDivarlltäts(HochSchul)einricbtung 
erford.rnd." D1enstpflicht.n gewähre". Die Gewährung der 
Freist.llung bis zu. HSch.tausmaB von =-i WOchen Obliegt namens 
d.S BundelSlll1nistecl für Wiss.nscllaft: und Forschung da. als 
n.ch9�rdnet. Dienatbahörde· in B.tracht kommenden Organ der 
Univ.rsität (Hochschule). 

(2) wird eine solch. Freist.llung gewährt, so ist sinngemiB 
nach 

1. S 74 (Sond.rurlau�) oder 
2. S 75 (ltarenzurlaub) 

vorzug.hen. � Fall d.r Z 1 bedarf ein. sechs Honate und im Fall 
der Z 2 eine ein Jabr üb.rschr.itende l'reistellung der ZustilllDUftg 
des Bundeskanzlers und d.s Bunde.ainisters für Finanz.n.' Dia Z.i t 
der Freist.llung nach Z 2 ist für dia Vorrückung und den Ruheg.nuß 
zu berUcksichtig.n. 

7 

alt 

1-11. (1) Das Maß für. die Höh. d.r Straf. ist di. Schwer. d.r 
Dlenstpflichtv.rletzung, Dabei ist jedoch darauf RücksieIlt zu 
nehmen. inwiew.it die beabsiChtigte Strafhöhe .rforderlich ist, ua 
den B ... ten VOll d.r Baq.hung .. it.r.r Di.nstpflichtv.rletzung.n 
abzuhalten. Di. nach da. Strafg ••• tzbuch für die Str.f.� •• ung 
aaaqeb.nd.n GrUnd. sind da. Sinne nach zu berUckdchUg.n: weiters 
ist auf di. p.rsSnlicben V.rhiltniss. und di. wirtschaftlich. 
Leistungsfähigkeit d.s se_.n Bedacht zu nehmen. 

� (1) WUrde d.r a .... t. _.n ein.r g.richtlich od.r 
v.rwaltungsbehördlich strafbar.n Handlung rechtSkräftig v.rurt.ilt 
und erschöpft sich di. Di.natpflichtvarl.tzung in d.r 
V.rwirklichung d.s strafbar.n Tatbe.tand •• , so 1st von dar 
V.rfolgung abausehen, wenn anaunebmen ist, daß di. verbinqung .in.r 
Disziplinarltrafe niCht erford.rlich ilt, Wa d.n se_.n von der 
Beg.hung ... itar.r Di.nst\iUicbtv.rl.tzung.n ab.uhalte ... 

(3) Wird von dar V.rfolgung nicht abg.s.ben,' dann ist, wenn 
sieb ein. strafgerichtlich. od.r v.rwaltunqsbehördliche 
V.rurt.ilung auf denselben Sachv.rhalt bezieht, eine Straf. nur 
auszusprechen, wenn und soweit di .. zu.ätzlich .rford.rlich ist, WB 
den a .... ten von d.r a.g.hung weit.r.r Dien.tpflichtv.rl.tzungen 

. abzuhaJ. ten. 

� (1) 0.1' S.nat bat alt Stimmenaehrh.it zu entsch.id.n. 
Dia Disziplinarstraf. d.r EnUassung darf nur einatiDaig v.rhilnqt 
... rd.n. Eine Stimmenthaltung ist unzulissig. 0.1' Vorsitzend. hat 
•• in. Stimme zul.tzt abzugeh.n. 

LJ..i.Q... (1) Der Bund ••• ini.t.e für Wi •• ,n.chaft und ForSchung 
kann Hochschullehr.rn für Forschunqs- bzw. Lahrawecke (fUr Zwacke 
der Erschli.ßung d.r KUnst.), di. in ihr.n wissenscllaftlich ... 
(künstl.rischen) Aufgaben baqrUnd.t sind, eine Fr.ist.llung von den 
ihr. Anw.senheit .n d.r Universitil:s(HochsCbul).i .. richtung 
erford.rnd.n Di.n.tpflichtan bi� zu sechs Monaten gewähr.n. Bine 
sechs Monate überschr.itend. Fr.i.t.llung bedarf d.r ZuatimauAg das 
Bund.skanal.rs und de. aundeaainisters für Finanz.n. Di. Gewihrunq 
der rr.ist.llung bis ZWD HöchstausmaB von zwei WOch.n obli.gt 
namens d.s Bund.s.inistera für Wiss.nscbaft und l'orschung da. lls 
nachgeordn.t. Dienstbehörd. in S.tracht kommenden Organ d.r 
Univ.rsität (Hochschule). 

(2) Wird .ei ... solche rreist.11""g gewährt, so ist s1nng"'ß 
nach S 74 (Son4erurlaub) od.r S 75 (ltaranzurlaub) vorzugeben. In 
letzter .. rall ist d1. Zeit d.r lra1.t.11ung für dia Varrückunq und 
den Ruhegenuß zu berUcksichtigen. 

283/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 13 von 14

www.parlament.gv.at



8 

neu alt 

ZU '1Ft; r, ,; 
5..22A... 5..22A... ••• 

! 
. (2) AbIoeic:lleAd "0. All •• 1 1 sind fUr a ••• t. d.r Poat- und 

T. 1e9r.pbaD ... �.lt:u11' fol,end. �tatit.l VOrl ••• ß.n: 

li --------+, ------------------
fUr AlBUti t.l 

-----------------�--------

Leit.r .i ... r Po.t- und Pri.ident,d. (unter 
T.le;r.pbaDdir.ktion Hinsufügun, d.r ae •• icmoun, 

d.r BeCSrd.) 
l..-ter der V.�unq.,ruppe I'T 1 

11l der Gellenldhekt:1on filr �i. 
Post- und T.le;r.pß ...... �.lt�' ab 
d.r Gab.lt •• tuf. 15 Milli.t.rialrat 

aeaat.r ill der Geller.ldir.ktio� für 
die Po.t- und T.le;r.pbaD".rf.ltunq, 
11l .i ... r Po.t- und 
T.le;rapbendir.ktion. 1. Po. - und 
T.le;rapbenin.pektor.t Salz rg. 
i. __ .Iltru. od.r t. 
r.rn.elde;ebUhr ... ..t: Ni.1l 
ill der V.rwendun,.,rupp. PT 
(oßne HocII8cßulbildunq) 

ill dell Geß.lt •• tuf ... 11 bi 14 Amt ••• kr.tär 
.b d.r Gab.lt •• tuf. 15 Amtsdir.ktor 

ill der v.rwendunq.,ruppe PT 
ill d ... Gabalt •• tuf.n 11 bi 14 Amt ... kr.tär 
ab d.r Gabaltutuf. 15 AlBunt 

in d.r V.�dUll;.,ruPpe PT 
ab d.r Geb.lt •• tuf. 15 Amt ... kr.tir 

'y Art Z "0: 
Qil,ilglip.rI'Sbt 

,� Auf D1 .... tPfl1Cbjrl.tzuD; ... , die vor � 1. Juli 1990 

be,anq.1l wordeIl .ind, sind d1. 41 •• 1plin.rrecbtlicbell ae.t�,.n 

ill d.r bis .u. 30. Juni 1"0 , lt.aden r •• sunq .llSuwend.ll. 

Zu Irt; Z'I.­• 

Irp·pnunp··rCord·Ep, •••• 

EiDe d.r n.cbeteßend .Il,.f 
l.fUllun, der fUr dia bet •• ff. 
Irfo.derni •••• 

24.'. aeli,iollSl.br •• an 
Volka.cbul ... 

I 
I 
! 

t.1l v.rwendun'.1l und di. 
v.�un, vo.' •• ebri.be ..... 

(1) Lebraat.prüfull, III ein.r 
aeli,iolllPlde,o,1.cbaD Akad..t. 
nacb AII.ol .. 1.ruA; .i .... 
.ecb ...... tri'... Studi.n'.Il'.. für 
d •• Lebraat all Volkucbul.n i. 
S1nne d.. S 119 d •• 
Scbulo.,.ni •• tioll., ••• t... in d.r 
r •• aun, d •• Bund •• , ••• t ••• aGIL. 
Ir. 365/1'82 oder d.r AIIscbluG d.r 
tbeolOliacbell HOCß.chul.tudien im 
Sinne d •• S 35 d •• Allq ... in.n 
HocbIebul-Studi.n'.s.t •••• 

(2) D •• ErforderAi. d •• All •• 1 
wird .rs.tzt durcb 
.) L.br .. t.prüfunq III .in.r 

aeliqion.pid.,o,iacb... Akademie 
.. aeb Allaolvi.run, .i .... 
.. i.r ..... tri'... Studi.n,an, •• 
fUr d •• Leßr..t: In VOlks.cbul.n 
t. Sinn. d.. S L19 4 •• 
SCbulor,sni.ation., ••• t... in 
4.r vor dem Inkrsfttreten d •• Bund •• q ••• t ••• aGB1. 
Ir. 365/1982 g.lt.nd ... !'assun9 
od.r die .rfolqreicbe AIIl8CJUn9 
d.r a.if.prüfun9 an .iner 
höh.ren SChul. und di. der 
V.rwendun9 .ntspr.ch.nd. 
Lehrbefihiqunq 

9_in ..... it 
b) Zu.atzau.bi14un9 und -prüfun9 

iiber erqänz.nd. a.reich. zur 
Au.bildun, zum Reliqion.lehrer 
In Volks.chul.n 9emlß lit. a in 
einem d.r Z 24.7 Alls. 2 11t. b 
v.r91.ichb.ren Au .... ß. 

(2) Abweich.nd "0. AIII. 1 sind für a ... te d.r POlt- und 

T.le;r.ph.n ... �altun9 fol,.nd. Amt.tit.l vor9 ••• ben: 

für 

Lei tar .in.r PO.t- und 
T.le;raph.ndir.ktion 

AlBtstitel 

Prä.id.nt d. (unt.r 
Hin.ufügung der a •• eichnun9 
der B.hörde) 

a ... t.r d.r V.rwendun9.qruPP. PT 1 
in d.r Generaldirektioll filr di. 
Post- und T.le;raphenv.rwaltun, ab 
d.r Gehaltsstufe 15 Ministerialrat 

B ... t.r in d.r Gan.raldir.ktion für 
die Po.t- und T.l.9rapb .... erwaltuftg, 
in .iDer Po.t- und 
T.leqraphendir.ktion, im Po.t- und 
T.leqraphenin.pektorat Sal.hurq, 
im 8ecb ....... trum od.r im ' 
r.rDftl81deq.bUhrenamt Ni ... 
in d.r V.rwendunq.,rupp. PT % 

ift d.n Gehalt •• tuf... 11 bis 14 
ab d.r Gebaltsstufe 15 

AlBtssekr.tär 
AlBtsdirektor 

ift der V.rwendun,s9ruppe PT 3 , 
ift d ... Gehaltsstufen 11 bis 14 
ab d.r Gebalts.tufe 15 

Amts •• kr.tär 
AlBtsrat 

in d.r Verwendun,.grupp. PT 4 
ab d.r Gehalts.tuf. 15 AIIltssekr.tär 

� (1) Im Z.itpunkt de. Inkrafttr.t .... d.r 5§ 91 bis 135 

IAbiftqig. Di •• iplin.rverfabren sind nach di .... Bund •• qe •• t. 

fortzuführ.n. 

(2) Di. Di •• iplinarko .. i •• ioDen und die 

Dis.iplinarob.rkommi •• ion, die auf Grund d.s aDG erricht.t wurden, 

bl.ib ... bis zum Ablauf ihrer Funktion.period. im Amt. 

Eine d.r nach.teh.nd an9.fUhrten Verwenduft,en und die 
Irflillunq d.r für di. betr.ffend. verwendunq vorge.chri.benen 
Erford.rni •••• 

24.8. hU,iollSlebrer all 
VolksSChul... 

' (1) Lehramt.prüfunq an .ill.r 
hliqion.pädaqo,i.cben Akademi. 
nach Ab.ol .. i.runq eines secbS ..... triq.n Studi.nqan,e. fUr 
da. Lebramt an Volks.cbulen i. 
Sinne d.. S 119 d •• 
SCbulor9anis.Uon.g ••• tze. in d.r 
ra.aunq d •• Bund •• , ••• tze. BGll. 
Rr. 365/1'12 od.r d.r Ab.chluß d.r 
tbeoloqiscb.n Hocb.Chulstudien im 
Si..... d.. S 35 d.. All, ... iDen 
Hoch.chul-Studi.n9··.t •••• 

(2) Da. Erford.rni. d •• Aba. 
wird er •• t.t durch 
a) L.hramt.prüfung In ein.r 

a.li,ionapida,09i.ch... Akadlftlie 
nach Ab.olvi.runq ein •• 
vi.rs .... triq.n Studi.n9an, •• 
für da. Lebramt an Volks.chulen 
t. Sinne d.. S 119 d •• ' 
SChulorqanisaUon.ge.etzes in 
d.r vor dem IDkrafttreten d •• 
Bund •• q ••• tz •• 8GBl. 
Rr. 365/1982 g.ltend.n Fas.ung 
oder die .rfol;r.icbe Ablequng 
d.r a.ifeprüfunq all eift.r 
böber.n Schule und die der 
Verwendunq .ntsprech.nd. 
L.brb.fihi9unq 

;_in ... mit 
b) Zusatzausbildunq und -prüfunq 

über ergänzend. aereiche zur 
Ausbildunq zum R.ligionslehrer 
an Volksschul.n 9 ... äß lit. a in 
eiftem d.r Z 3 Ab •• 2 lit. b 
ver;l.ichbaren Ausmaß. 
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